
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten René Springer, Jürgen Pohl,
Jörg Schneider und der Fraktion der AfD
– Drucksache 19/15755 –

Selbständige – Anzahl und zeitliche Entwicklung

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Im Jahr 2018 übten insgesamt 9,4 Prozent der Erwerbstätigen eine selbstän-
dige Tätigkeit aus. Nach vorläufigen Angaben des Statistischen Bundesamtes 
ist die Zahl der selbständig Tätigen (einschließlich mithelfender Familien-
angehöriger) im Jahresdurchschnitt 2018 gegenüber dem Vorjahr um 76.000 
bzw. 1,8 Prozent auf 4,22 Mio. gesunken (vgl. https://bit.ly/2qsrVzZ, Sei-
te 12).

1. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2005, 
2010, 2015 bis 2019 die Zahl der

a) Selbständigen (insgesamt),

b) Selbständigen mit abhängig Beschäftigten,

c) Solo-Selbständigen

entwickelt (bitte nach Geschlecht: Männer, Frauen sowie Staatsangehörig-
keit: Deutsche, Ausländer getrennt ausweisen)?

Die Werte wurden vom Statistischen Bundesamt auf der Grundlage der jähr-
lichen Stichprobenerhebung des Mikrozensus ermittelt und sind in Tabelle F1* 
im Anhang aufgeführt. Werte liegen für die Jahre bis 2018 vor.

* Von einer Drucklegung der Tabelle wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/17027 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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2. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2005, 
2010, 2015 bis 2019 die Zahl der

a) Selbständigen (insgesamt),

b) Selbständigen mit abhängig Beschäftigten,

c) Solo-Selbständigen

in den einzelnen Berufshauptgruppen (gemäß der Klassifikation der Be-
rufe, KldB 2010, 2-Steller) entwickelt (bitte nach Geschlecht: Männer, 
Frauen sowie Staatsangehörigkeit: Deutsche, Ausländer getrennt aus-
weisen)?

Auswertungen mit dem Mikrozensus sind in der angefragten Gliederungstiefe 
mit hohen Stichprobenunsicherheiten behaftet. Vom Statistischen Bundesamt 
wurden daher auf der Ebene der Berufshauptgruppen Zusammenfassungen vor-
genommen, um statistisch hinreichend belastbare Werte ausweisen zu können. 
Die Ergebnisse sind in den Tabellen F2.1 bis F2.6 im Anhang* aufgeführt. 
Werte liegen für die Jahre bis 2018 vor.

3. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2005, 
2010, 2015 bis 2019 die Anzahl sowie der Anteil der Selbständigen (ins-
gesamt), Selbständigen mit abhängig Beschäftigten sowie Solo-Selbstän-
digen an allen Erwerbstätigen in der Altersgruppe von

a) 15 bis unter 25 Jahren,

b) 25 bis unter 35 Jahren,

c) 35 bis unter 45 Jahren,

d) 45 bis unter 55 Jahren,

e) 55 bis unter 65 Jahren,

f) 65 bis unter 70 Jahren,

g) 70 bis unter 75 Jahren,

h) 75 Jahren und älter

entwickelt (bitte nach Geschlecht: Männer, Frauen sowie Staatsangehörig-
keit: Deutsche, Ausländer getrennt ausweisen)?

Die Werte wurden vom Statistischen Bundesamt auf der Grundlage der jähr-
lichen Stichprobenerhebung des Mikrozensus ermittelt und sind in den Tabel-
len F3.1 bis F3.6 im Anhang* aufgeführt. Werte liegen für die Jahre bis 2018 
vor.

* Von einer Drucklegung der Tabellen wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/17027 auf der Internet-
seite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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4. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung die Anzahl sowie der 
Anteil der

a) Selbständigen (insgesamt),

b) Selbständigen mit abhängig Beschäftigten,

c) Solo-Selbständigen,

die in den Jahren 2005, 2010, 2015 bis 2019 nach § 19 Absatz 1 des Um-
satzsteuergesetzes (UStG) – sog. Kleinunternehmerregelung – von der 
Umsatzsteuerpflicht befreit sind (bitte nach Geschlecht: Männer, Frauen 
sowie Staatsangehörigkeit: Deutsche, Ausländer getrennt ausweisen)?

Hierzu liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor. In den Umsatz-
steuerstatistiken auf Grundlage der Umsatzsteuervoranmeldungen sind Klein-
unternehmerinnen und Kleinunternehmer in der Regel nicht enthalten, weil 
diese nur Unternehmen mit Umsätzen über 17.500 Euro erfassen. In der Um-
satzsteuerstatistik auf Basis von Umsatzsteuerjahreserklärungen werden die 
Kleinunternehmerinnen und Kleinunternehmer nicht als Einzelmerkmal ausge-
wiesen.

5. Wie hoch ist die Anzahl sowie der Anteil der Selbständigen (insgesamt), 
Selbständigen mit abhängig Beschäftigten sowie Solo-Selbständigen, die 
nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2005, 2010, 2015 bis 
2019 einen durchschnittlichen monatlichen Umsatz von

a) weniger als 150 Euro,

b) 150 Euro bis unter 300 Euro,

c) 300 Euro bis unter 500 Euro,

d) 500 Euro bis unter 1.000 Euro,

e) 1.000 Euro bis unter 1.500 Euro,

f) 1.500 Euro bis unter 2.000 Euro,

g) mehr als 2.000 Euro

vorzuweisen haben (bitte nach Geschlecht: Männer, Frauen sowie Staats-
angehörigkeit: Deutsche, Ausländer getrennt ausweisen)?

Die gewünschten Merkmale sind im Mikrozensus – der unter anderem für die 
Beantwortung der Fragen 1 bis 3 verwandt wurde – nicht verfügbar. Hilfsweise 
könnten die Angaben der Umsatzsteuerstatistik auf Basis der Veranlagungen 
Anhaltspunkte liefern. Bei den in der Umsatzsteuerstatistik erfassten Personen 
handelt es sich um Steuerpflichtige im gesamten Jahreszeitraum. Im Gegensatz 
zur Stichtagsstatistik des Mikrozensus liegt deren Anzahl unter anderem aus 
diesem Grund höher. Nachstehend sind die verfügbaren Daten dargestellt. Da 
der Betrachtungszeitraum das Veranlagungsjahr ist und keine monatlichen 
Daten vorliegen, wurden die gewünschten monatlichen Beträge auf Jahreswerte 
umgerechnet.
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Für die Jahre 2005 und 2016 bis 2019 liegen keine Daten vor. Weitergehende 
Merkmale wie beispielsweise Beschäftigte oder Geschlecht liegen in der Um-
satzsteuerstatistik nicht vor.
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6. Wie hoch ist die Anzahl sowie der Anteil der Selbständigen (insgesamt), 
Selbständigen mit abhängig Beschäftigten sowie Solo-Selbständigen, die 
nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2005, 2010, 2015 bis 
2019 einen durchschnittlichen monatlichen Gewinn von

a) weniger als 150 Euro,

b) 150 Euro bis unter 300 Euro,

c) 300 Euro bis unter 500 Euro,

d) 500 Euro bis unter 1.000 Euro,

e) 1.000 Euro bis unter 1.500 Euro,

f) 1.500 Euro bis unter 2.000 Euro,

g) mehr als 2.000 Euro

vorzuweisen haben (bitte nach Geschlecht: Männer, Frauen sowie Staats-
angehörigkeit: Deutsche, Ausländer getrennt ausweisen)?

Die gewünschten Merkmale sind im Mikrozensus – der unter anderem für die 
Beantwortung der Fragen 1 bis 3 verwandt wurde – nicht verfügbar. Hilfsweise 
könnten die Angaben der Einkommensteuerstatistik Anhaltspunkte liefern. 
Nachstehend sind die verfügbaren Daten für Steuerfälle mit überwiegend Ge-
winneinkünften dargestellt. Da der Betrachtungszeitraum das Veranlagungsjahr 
ist und keine monatlichen Daten vorliegen, wurden die gewünschten monatli-
chen Beträge auf Jahreswerte umgerechnet.
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Für die Jahre 2005 und 2016 bis 2019 liegen keine Daten vor. Weitergehende 
Merkmale wie beispielsweise Beschäftigte oder Staatsangehörigkeit liegen in 
der Einkommensteuerstatistik nicht vor.

7. Wie hoch ist die Anzahl sowie der Anteil der Selbständigen (insgesamt), 
Selbständigen mit abhängig Beschäftigten sowie Solo-Selbständigen, die 
nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2005, 2010, 2015 bis 
2019 ein durchschnittliches monatliches Haushaltseinkommen von

a) weniger als 150 Euro,

b) 150 Euro bis unter 300 Euro,

c) 300 Euro bis unter 500 Euro,

d) 500 Euro bis unter 1.000 Euro,

e) 1.000 Euro bis unter 1.500 Euro,

f) 1.500 Euro bis unter 2.000 Euro,

g) mehr als 2.000 Euro

vorzuweisen haben (bitte nach Geschlecht: Männer, Frauen sowie Staats-
angehörigkeit: Deutsche, Ausländer getrennt ausweisen)?

Vom Statistischen Bundesamt wurden auf der Grundlage der jährlichen Stich-
probenerhebung des Mikrozensus die monatlichen Haushaltsnettoeinkommen 
ermittelt, diese sind in den Tabellen F7.1 bis F7.6 im Anhang* aufgeführt. Wer-
te liegen für die Jahre bis 2018 vor. Die ausgewiesenen Einkommensklassen 
richten sich nach den im Mikrozensus abgefragten Kategorien. Da Haushalt-
seinkommen in den niedrigsten angefragten Einkommensklassen sehr selten 
sind, sodass sie vom Statistischen Bundesamt nicht ausgewiesen werden, wur-

* Von einer Drucklegung der Tabellen wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/17027 auf der Internet-
seite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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den dort breitere Einkommensklassen gebildet. Die angeforderte oberste Ein-
kommensklasse konnte hingegen nochmals ausdifferenziert werden, da rund 
zwei Drittel der Selbständigen auf die Einkommensklasse 2.000 Euro oder 
mehr entfielen.

8. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2005, 
2010, 2015 bis 2019 der mittlere Bruttostundenlohn (Median) der

a) Selbständigen (insgesamt),

b) Selbständigen mit abhängig Beschäftigten,

c) Solo-Selbständigen,

d) sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigten ,

e) sozialversicherungspflichtig Teilzeitbeschäftigten,

f) ausschließlich geringfügig Beschäftigten

entwickelt (bitte nach Geschlecht: Männer, Frauen sowie Staatsangehörig-
keit: Deutsche, Ausländer getrennt ausweisen)?

Differenzierte Daten zu Bruttostundenlöhnen werden vom Statistischen Bun-
desamt auf Basis der alle vier Jahre stattfindenden Verdienststrukturerhebung 
(VSE) zur Verfügung gestellt. Aktuell verfügbar sind Daten für die Erhebungs-
jahre 2006, 2010 und 2014. Seit dem Berichtsjahr 2014 schließt die Erhebung 
erstmals auch Betriebe der Land- und Forstwirtschaft, Fischerei sowie Kleinst-
betriebe mit weniger als zehn sozialversicherungspflichtig Beschäftigten ein. In 
den Berichtsjahren 2006 und 2010 umfasste die VSE keine Betriebe der Land- 
und Forstwirtschaft, Fischerei sowie keine Kleinstbetriebe mit weniger als zehn 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten. Erst seit dem Berichtsjahr 2014 ist 
ein Ergebnis mit Abdeckung der Gesamtwirtschaft darstellbar. Für über die Zeit 
vergleichbare Ergebnisse ist daher die eingeschränkte Abgrenzung zugrunde zu 
legen.
Die VSE erfasst ausschließlich Beschäftigungsverhältnisse, sodass Erwerbs-
einkommen von Selbstständigen nicht enthalten sind. Zu den Beschäftigungs-
verhältnissen zählen neben den sozialversicherungspflichtig beschäftigten 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern auch leitende Angestellte und Beamtin-
nen und Beamte sowie Gelegenheitsarbeiterinnen und -arbeiter, Aushilfen und 
Praktikantinnen und Praktikanten. Das Merkmal Staatsangehörigkeit wird in 
der VSE nicht erhoben.
Soweit Daten verfügbar sind, können sie den Tabellen F8.1 und F8.2 im An-
hang* entnommen werden.

* Von einer Drucklegung der Tabellen wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/17027 auf der Internet-
seite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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9. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2005, 
2010, 2015 bis 2019 die Zahl der

a) Selbständigen (insgesamt),

b) Selbständigen mit abhängig Beschäftigten,

c) Solo-Selbständigen

entwickelt, die ergänzende Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozial-
gesetzbuch (SGB II) erhalten (bitte nach Geschlecht: Männer, Frauen so-
wie Staatsangehörigkeit: Deutsche, Ausländer getrennt ausweisen)?

Nach Auswertungen der Statistik der Bundesagentur für Arbeit (BA) sind selb-
ständig erwerbstätige erwerbsfähige Leistungsberechtigte (kurz: selbständig er-
werbstätige ELB) erwerbsfähige Leistungsberechtigte in der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende, die Arbeitslosengeld II beziehen und zugleich verfügbares 
Einkommen aus selbständiger Tätigkeit (gleichzusetzen mit Betriebsgewinn) 
haben. Daten zum Einkommen von ELB stehen ab dem Jahr 2007 zur Ver-
fügung.
Die Anzahl der selbständig erwerbstätigen ELB hat sich von rund 67.000 im 
Jahresdurchschnitt 2007 auf 117.000 im Jahresdurchschnitt 2015 erhöht und 
sank auf rund 82.000 im Jahresdurchschnitt 2018. Im gleitenden Jahresdurch-
schnitt September 2018 bis August 2019 betrug ihre Anzahl 76.000. Aktuellere 
Daten liegen nicht vor. Weitere Ergebnisse sind Tabelle F9 im Anhang* zu ent-
nehmen.
Die Teilfragen b und c können anhand der Statistik der BA nicht beantwortet 
werden, da keine Daten dazu vorliegen, ob selbständige ELB als Solo-Selb-
ständige tätig sind oder abhängig Beschäftigte haben.

10. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung die Anzahl sowie der 
Anteil der Selbständigen (insgesamt), Selbständigen mit abhängig Be-
schäftigten sowie Solo-Selbständigen, die

a) weniger als ein Jahr,

b) ein bis unter zwei Jahre,

c) zwei bis unter drei Jahre,

d) drei bis unter fünf Jahre,

e) fünf bis unter sieben Jahre,

f) sieben bis unter zehn Jahre,

g) zehn Jahre und länger

ergänzende Leistungen nach dem SGB II erhalten (bitte nach Geschlecht: 
Männer, Frauen sowie Staatsangehörigkeit: Deutsche, Ausländer ge-
trennt ausweisen)?

Im Juni 2019 (aktuellste Daten in der Differenzierung) gab es insgesamt rund 
79.000 selbständig erwerbstätige ELB, darunter 15.000 Personen (18,7 Pro-
zent) mit einer bisherigen Verweildauer im Regelleistungsbezug von unter 
einem Jahr. 18.000 Personen hatten eine Verweildauer von zehn Jahren und län-
ger (22,4 Prozent). Die Statistik berichtet nicht, ob die im Juni 2019 Selbststän-
digen auch während der gesamten Verweildauer im Regelleistungsbezug selbst-
ständig tätig waren. Weitere Ergebnisse sind Tabelle F10 im Anhang* zu ent-
nehmen.

* Von einer Drucklegung der Tabelle wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/17027 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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Aufgrund eines abweichenden Hochrechnungsverfahrens in dieser Sonderaus-
wertung entspricht der Gesamtwert der selbständig erwerbstätigen ELB nicht 
dem Wert in den Veröffentlichungen der Standardberichterstattung. Eine Diffe-
renzierung dieser Daten nach Geschlecht oder Staatsangehörigkeit würde zu 
sehr geringen Fallzahlen führen, die eine Verzerrung des Hochrechnungsergeb-
nisses nach sich ziehen können. Zudem ist die Aussagekraft der Ergebnisse bei 
derart geringen Fallzahlen stark eingeschränkt. Eine solche Darstellung der 
Verweildauer ist deshalb nicht sinnvoll möglich.
Wie in der Antwort zu Frage 9 ausgeführt, liegen der Statistik der BA keine In-
formationen darüber vor, ob selbständige ELB als Solo-Selbständige tätig sind 
oder abhängig Beschäftigte haben. Die dargestellten Zahlen beziehen sich auf 
die bisherige Verweildauer im Regelleistungsbezug von aktuell selbständig er-
werbstätigen ELB.

11. Wie viele der Selbständigen (insgesamt), Selbständigen mit abhängig Be-
schäftigten sowie Solo-Selbständigen, die in den Jahren 2005, 2010, 
2015 bis 2019 ergänzende Leistungen nach dem SGB II erhalten haben, 
haben nach Kenntnis der Bundesregierung einen durchschnittlichen 
monatlichen Umsatz von

a) weniger als 150 Euro,

b) 150 Euro bis unter 300 Euro,

c) 300 Euro bis unter 500 Euro,

d) 500 Euro bis unter 1.000 Euro,

e) 1.000 Euro bis unter 1.500 Euro,

f) 1.500 Euro bis unter 2.000 Euro,

g) mehr als 2.000 Euro

(bitte nach Geschlecht: Männer, Frauen sowie Staatsangehörigkeit: Deut-
sche, Ausländer getrennt ausweisen)?

Hierzu liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor. In der Statistik der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende der BA liegen keine Daten zu den Um-
sätzen von selbständig erwerbstätigen ELB vor.

12. Wie viele der Selbständigen (insgesamt), Selbständigen mit abhängig Be-
schäftigten sowie Solo-Selbständigen, die in den Jahren 2005, 2010, 
2015 bis 2019 ergänzende Leistungen nach dem SGB II erhalten haben, 
haben nach Kenntnis der Bundesregierung einen durchschnittlichen 
monatlichen Gewinn von

a) weniger als 150 Euro,

b) 150 Euro bis unter 300 Euro,

c) 300 Euro bis unter 500 Euro,

d) 500 Euro bis unter 1.000 Euro,

e) 1.000 Euro bis unter 1.500 Euro,

f) 1.500 Euro bis unter 2.000 Euro,
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g) mehr als 2.000 Euro

(bitte nach Geschlecht: Männer, Frauen sowie Staatsangehörigkeit: Deut-
sche, Ausländer getrennt ausweisen)?

Nach Auswertungen der Statistik für Grundsicherung für Arbeitsuchende hat-
ten von den 76.000 selbständig erwerbstätigen ELB im gleitenden Jahresdurch-
schnitt September 2018 bis August 2019 rund 26.000 Personen ein verfügbares 
Einkommen aus selbständiger Tätigkeit (gleichzusetzen mit Betriebsgewinn) 
von weniger als 150 Euro. 16.000 Personen hatten ein verfügbares Einkommen 
aus selbständiger Tätigkeit von 150 bis unter 300 Euro, weitere 14.000 Perso-
nen ein solches Einkommen in der Höhe von 300 bis unter 500 Euro. Weitere 
Ergebnisse sind Tabelle F12 im Anhang* zu entnehmen.
Wie in der Antwort zu Frage 9 ausgeführt, liegen der Statistik der BA keine 
Informationen darüber vor, ob selbständig erwerbstätige ELB als Solo-Selb-
ständige tätig sind oder abhängig Beschäftigte haben.

13. Wie viele der Selbständigen (insgesamt), Selbständigen mit abhängig Be-
schäftigten sowie Solo-Selbständigen, die in den Jahren 2005, 2010, 
2015 bis 2019 ergänzende Leistungen nach dem SGB II erhalten haben, 
haben nach Kenntnis der Bundesregierung ein durchschnittliches monat-
liches Haushaltseinkommen von

a) weniger als 150 Euro,

b) 150 Euro bis unter 300 Euro,

c) 300 Euro bis unter 500 Euro,

d) 500 Euro bis unter 1.000 Euro,

e) 1.000 Euro bis unter 1.500 Euro,

f) 1.500 Euro bis unter 2.000 Euro,

g) mehr als 2.000 Euro

(bitte nach Geschlecht: Männer, Frauen sowie Staatsangehörigkeit: Deut-
sche, Ausländer getrennt ausweisen)?

Für selbständig erwerbstätige ELB liegen auf Personenebene in der Grund-
sicherungsstatistik Ergebnisse zum insgesamt verfügbaren Einkommen vor, 
jedoch keine Ergebnisse zum Haushaltseinkommen, da sich die Einkommens-
größe auf den gesamten Haushalt bezieht und nicht auf eine einzelne Person. 
Das insgesamt verfügbare Einkommen selbständig erwerbstätiger ELB umfasst 
das verfügbare Einkommen aus selbständiger Tätigkeit, Kindergeld, Unterhalt 
und Sozialleistungen, jedoch nicht den Zahlungsanspruch auf Gesamtregel-
leistung nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II).
Von den 76.000 selbständig erwerbstätigen ELB im gleitenden Jahresdurch-
schnitt September 2018 bis August 2019 hatten 21.000 Personen ein insgesamt 
verfügbares Einkommen von weniger als 150 Euro. 15.000 Personen hatten ein 
insgesamt verfügbares Einkommen von 150 bis unter 300 Euro, weitere 15.000 
Personen ein solches Einkommen in der Höhe von 300 bis unter 500 Euro. 
Weitere Ergebnisse sind Tabelle F13 im Anhang* zu entnehmen.
Wie in der Antwort zu Frage 9 ausgeführt liegen der Statistik der BA keine In-
formationen darüber vor, ob selbständig erwerbstätige ELB als Solo-
Selbständige tätig sind oder abhängig Beschäftigte haben.

* Von einer Drucklegung der Tabelle wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/17027 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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14. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung die Anzahl sowie der 
Anteil der

a) Selbständigen (insgesamt),

b) Selbständigen mit abhängig Beschäftigten,

c) Solo-Selbständigen,

die in den Jahren 2005, 2010, 2015 bis 2019 Zuschüsse bzw. Beihilfen 
(z. B. Lohnkostenzuschüsse, Gründungsdarlehen etc.) zu ihrer selbstän-
digen Tätigkeit erhalten haben (bitte nach Geschlecht: Männer, Frauen 
sowie Staatsangehörigkeit: Deutsche, Ausländer getrennt ausweisen)?

Hierzu liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor. In der Statistik der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende der BA liegen keine Daten zu Zuschüssen 
und Beihilfen von selbständig erwerbstätigen ELB vor.

15. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung der Gesamtbetrag, der 
in den Jahren 2005, 2010, 2015 bis 2019 durch Zuschüsse bzw. Beihilfen 
(z. B. Lohnkostenzuschüsse, Gründungsdarlehen etc.) an

a) Selbständige (insgesamt),

b) Selbständige mit abhängig Beschäftigten,

c) Solo-Selbständige

ausgereicht wurde (bitte nach Geschlecht: Männer, Frauen sowie Staats-
angehörigkeit: Deutsche, Ausländer getrennt ausweisen)?

Hierzu liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor. In der Statistik der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende der BA liegen keine Daten zu Zuschüssen 
und Beihilfen von selbständig erwerbstätigen ELB vor.

16. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2005, 
2010, 2015 bis 2019 die Anzahl sowie der Anteil der Selbständigen (ins-
gesamt), Selbständigen mit abhängig Beschäftigten sowie Solo-Selb-
ständigen entwickelt, die neben ihrer selbständigen Tätigkeit einer

a) sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung in Vollzeit,

b) sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung in Teilzeit,

c) ausschließlich geringfügigen Beschäftigung

nachgegangen sind (bitte nach Geschlecht: Männer, Frauen sowie Staats-
angehörigkeit: Deutsche, Ausländer getrennt ausweisen)?

Die Werte wurden vom Statistischen Bundesamt auf der Grundlage der jähr-
lichen Stichprobenerhebung des Mikrozensus ermittelt und sind in den Tabel-
len F16.1 bis F16.6 im Anhang* aufgeführt. Da bei einer Einordnung als selbst-
ständig (Haupttätigkeit) keine abhängige Beschäftigung vorliegt, deren zeit-
licher Umfang denjenigen der selbständigen Tätigkeit übersteigt, entfällt ein 
getrennter Ausweis von Nebenbeschäftigungen in Vollzeit. Möglich ist die Un-
terscheidung zwischen selbständigen und abhängigen Nebentätigkeiten, diese 
ist im Tabellenanhang enthalten. Werte liegen für die Jahre bis 2018 vor.

* Von einer Drucklegung der Tabellen wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/17027 auf der Internet-
seite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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17. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 1995, 
2000, 2005, 2010, 2015 bis 2019 die Anzahl sowie der Anteil der Selb-
ständigen (insgesamt), Selbständigen mit abhängig Beschäftigten sowie 
Solo-Selbständigen jeweils entwickelt, die

a) in der gesetzlichen Rentenversicherung pflichtversichert sind,

b) freiwillig Beiträge an die gesetzliche Rentenversicherung leisten,

c) keine Beiträge an die gesetzliche Rentenversicherung leisten

(bitte nach Geschlecht: Männer, Frauen sowie Staatsangehörigkeit: Deut-
sche, Ausländer getrennt ausweisen)?

In der Versichertenstatistik der Deutschen Rentenversicherung werden nur dort 
versicherte selbständige Personen erfasst. Selbständige, die keine Beiträge in 
die gesetzliche Rentenversicherung leisten, werden statistisch nicht erfasst. In 
der Versichertenstatistik der Deutschen Rentenversicherung ist eine Differen-
zierung der Selbständigen nach denjenigen mit abhängig Beschäftigten und 
nach Solo-Selbständigen grundsätzlich nicht möglich, da dies in der Statistik 
nicht gesondert erfasst wird. Die Versichertenstatistik unterteilt jedoch die 
Selbständigen nach Selbständige auf Antrag, Selbständige kraft Gesetzes, 
Künstlerinnen und Künstler und Publizistinnen und Publizisten, Handwerkerin-
nen und Handwerker sowie für einen kurzen Zeitraum die Existenzgründerin-
nen und Existenzgründer.
Aus der nachstehenden Tabelle ist die Anzahl der pflichtversicherten Selbstän-
digen im jeweiligen Berichtsjahr nach Staatsangehörigkeit und Geschlecht zu 
entnehmen. Die Versichertenzahlen für 2018 und 2019 liegen noch nicht vor.
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Die Berechtigung zur freiwilligen Beitragszahlung in der gesetzlichen Renten-
versicherung ist nicht an eine Selbständigkeit gebunden. Ob eine Selbständig-
keit vorliegt, wird bei den Zahlerinnen und Zahlern von freiwilligen Beiträgen 
daher nicht erfasst.
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18. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 1995, 
2000, 2005, 2010, 2015 bis 2019 der durchschnittliche Betrag, den

a) pflichtversicherte Selbständige (insgesamt),

b) pflichtversicherte Selbständige mit abhängig Beschäftigten,

c) pflichtversicherte Solo-Selbständige,

d) sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigte

an die gesetzliche Rentenversicherung geleistet haben (bitte nach Ge-
schlecht: Männer, Frauen sowie Staatsangehörigkeit: Deutsche, Auslän-
der getrennt ausweisen)?

Die durchschnittlichen Beiträge nach der in der Versichertenstatistik vorhande-
nen Differenzierung sind der nachstehenden Tabelle zu entnehmen. Die Tabel-
len sind nach dem Arbeitsort alte und neue Bundesländer unterteilt, da eine 
selbständige Person im Berichtszeitraum auch zwei Arbeitsorte (in alten und 
neuen Bundesländern) haben kann. Daher ist eine einfache Addition zu 
Deutschland nicht möglich. Pflichtversicherte aufgrund Bezugs eines Existenz-
gründerzuschusses im Jahr 2005 können in der Statistik nicht regional differen-
ziert werden und sind deshalb vollständig unter den alten Bundesländern 
erfasst. Weiterhin ist zu beachten, dass der ausgewiesene Gesamtdurchschnitt 
eine Näherungsrechnung darstellt, weil sich die Zeiten der Beitragszahlung 
überschneiden können.
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Eine Differenzierung zwischen Solo-Selbstständigen und Selbstständigen mit 
abhängig Beschäftigten ist nicht möglich (vgl. Antwort zu Frage 17). Daten zur 
durchschnittlichen Beitragshöhe sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäf-
tigter liegen nicht vor.

19. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 1995, 
2000, 2005, 2010, 2015 bis 2019 der durchschnittliche Betrag, den

a) freiwillig versicherte Selbständige (insgesamt),

b) freiwillig versicherte Selbständige mit abhängig Beschäftigten,

c) freiwillig versicherte Solo-Selbständige

an die gesetzliche Rentenversicherung geleistet haben (bitte nach Ge-
schlecht: Männer, Frauen sowie Staatsangehörigkeit: Deutsche, Auslän-
der getrennt ausweisen)?

Daten liegen nicht vor (vgl. Antwort zu Frage 17).

20. Wie viele Statusfeststellungsverfahren wurden nach Kenntnis der Bun-
desregierung in den Jahren 2005, 2010, 2015 bis 2019 durch die Deut-
sche Rentenversicherung (bzw. die Clearingstelle bei der Deutschen Ren-
tenversicherung Bund, die mit der Bearbeitung der Statusfeststellungs-
verfahren nach § 7a Absatz 1 Satz 1 und 2 des Vierten Buches Sozial-
gesetzbuch – SGB IV – betraut ist) mit welchem Ergebnis durchgeführt?

Die Frage nach den durchgeführten Statusfeststellungsverfahren wird so ver-
standen, dass damit nicht die Anzahl der insgesamt in der Clearingstelle der 
Deutschen Rentenversicherung Bund (DRV Bund) eingeleiteten Verfahren ge-
meint ist, sondern die der durch eine Feststellungsentscheidung abgeschlosse-
nen Anfrageverfahren gemäß § 7a des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 
(SGB IV).
Für die Kalenderjahre 2005, 2010, 2015 und 2016 wird auf die Antwort der 
Bundesregierung zu Frage 1 der Kleinen Anfrage „Das Statusfeststellungsver-
fahren der Deutschen Rentenversicherung“ auf Bundestagsdrucksache 
18/11982, S. 2 ff. und für das Kalenderjahr 2017 auf die Antwort der Bundes-
regierung zu Frage 1 der Kleinen Anfrage „Das Statusfeststellungsverfahren 
der Deutschen Rentenversicherung Bund“ auf Bundestagsdrucksache 19/749, 
S. 1 f. verwiesen.
Nachstehend ist die Anzahl der in den Kalenderjahren 2018 und 2019 durch-
geführten Statusfeststellungsverfahren aufgeführt.
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Die Differenz der Summe aus festgestellten selbständigen Tätigkeiten und so-
zialversicherungspflichtig abhängigen Beschäftigungen zur Gesamtzahl der 
durchgeführten Statusfeststellungsverfahren beruht darauf, dass in einem gerin-
gen Umfang abhängige Beschäftigungen festgestellt werden, die aufgrund der 
versicherungsrechtlichen Regelungen in der Sozialversicherung nicht zur Ver-
sicherungspflicht führen (z. B. geringfügige Beschäftigungen oder familien-
hafte Mithilfe).

21. Wie hoch sind nach Kenntnis der Bundesregierung die Gesamtkosten, 
die der Deutschen Rentenversicherung in den Jahren 2005, 2010, 2015 
bis 2019 durch die Statusfeststellungsverfahren jeweils entstanden sind, 
und wie hoch sind die durchschnittlichen Kosten pro Statusfeststellungs-
verfahren?

Die durch die Statusfeststellungsverfahren entstandenen Gesamtkosten für die 
Jahre 2010 sowie 2015 bis 2019 können der folgenden Tabelle entnommen 
werden. Für das Jahr 2005 liegen der Deutschen Rentenversicherung Bund ent-
sprechende Daten nicht vor. Die Kosten für das Jahr 2019 sind vorläufig, weil 
es noch in geringem Umfang möglich ist, dass insbesondere für Rechtsmittel-
verfahren bei der Clearingstelle anfallende Kosten nachträglich dem Jahr 2019 
zuzuordnen sind.
Die Frage wird so verstanden, dass sämtliche Kosten, die der Deutschen Ren-
tenversicherung durch die Tätigkeit der Clearingstelle im Rahmen des § 7a 
SGB IV entstehen, gemeint sind. Daher umfassen die in der Tabelle aufgeführ-
ten Gesamtkosten sämtliche Kosten des Verwaltungsverfahrens sowie der im 
Einzelfall durchgeführten Widerspruchs- und Klageverfahren.
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Außerdem beziehen sich die Kosten nicht nur auf jene Verfahren, die mit einer 
tatsächlichen Entscheidung zum sozialversicherungsrechtlichen Status und zur 
Versicherungspflicht in der Sozialversicherung abgeschlossen werden (vgl. 
Antwort zu Frage 20), sondern sie umfassen auch jene Verfahren, die auf 
andere Weise ihren Abschluss finden. Auf andere Weise werden beispielsweise 
Verfahren abgeschlossen, wenn Anträge zurückgenommen werden oder wenn 
irrtümlicherweise ein Statusfeststellungsverfahren nach § 7a Absatz 1 Satz 2 
SGB IV durch eine fehlerhafte Anmeldung des Arbeitgebers ausgelöst wird. 
Ebenso wenig kommt es zu einer inhaltlichen Entscheidung, wenn ein Fall der 
Sperrwirkung nach § 7a Absatz 1 Satz 1 letzter Halbsatz SGB IV vorliegt.
Schließlich sind in den Gesamtkosten auch die Kosten für die so genannten 
Voranfragen enthalten, in denen nur eine gutachtliche Stellungnahme erfolgen 
kann, weil die zu beurteilende Tätigkeit noch nicht ausgeübt wird.

Die durchschnittlichen Kosten pro Statusfeststellungsverfahren inklusive even-
tueller Kosten für die Feststellung der Versicherungspflicht in allen Zweigen 
der Sozialversicherung, für die Durchführung eines Widerspruchsverfahrens 
oder eines Klageverfahrens werden in der Kostenrechnung der Deutschen 
Rentenversicherung Bund nicht ermittelt. Die Kostenrechnung der Deutschen 
Rentenversicherung Bund ermittelt vielmehr die durchschnittlichen Kosten pro 
Verfahrensschritt. In der folgenden Tabelle sind die Kosten pro Vorgang bis zur 
Statusfeststellung (Feststellung einer abhängigen Beschäftigung) für die nach 
§ 7a SGB IV durchzuführenden Verfahren dargestellt.
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In der folgenden Tabelle sind die durchschnittlichen Kosten für die Feststellung 
der Versicherungspflicht in allen Zweigen der Sozialversicherung bei Feststel-
lung einer abhängigen Beschäftigung sowie für Widerspruchs- und Klagever-
fahren aufgeführt. Diese Kosten werden für die Verfahren nach § 7a Absatz 1 
Satz 1 SGB IV und nach § 7a Absatz 1 Satz 2 SGB IV gemeinsam und nicht 
ausdifferenziert erfasst.
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22. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung im Zeitraum 2013 bis 
2019 die Anzahl sowie der Anteil der

a) Privatversicherten (insgesamt),

b) Selbständigen (insgesamt),

c) Selbständigen mit abhängig Beschäftigten,

d) Solo-Selbständigen

entwickelt, die jahresdurchschnittlich im Notlagentarif nach § 153 des 
Versicherungsaufsichtsgesetzes (VAG) versichert sind (bitte nach Ge-
schlecht: Männer, Frauen sowie Staatsangehörigkeit: Deutsche, Auslän-
der getrennt ausweisen)?

Eine Aufteilung der Statistik nach Staatsangehörigkeit oder eine Unterschei-
dung zwischen Selbstständigen (und entsprechenden Untergruppen) und Ange-
stellten ist nicht möglich, da diese Daten nicht differenziert vorliegen. Für 2019 
liegen insgesamt noch keine Daten vor. Die durchschnittliche Anzahl der PKV-
Versicherten im Notlagentarif nach § 153 des Versicherungsaufsichtsgesetzes 
(VAG) hat sich wie folgt entwickelt:

23. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2013 bis 
2019 die durchschnittliche Verweildauer der

a) Privatversicherten (insgesamt),

b) Selbständigen (insgesamt),

c) Selbständigen mit abhängig Beschäftigten,

d) Solo-Selbständigen

im Notlagentarif nach § 153 VAG entwickelt (bitte nach Geschlecht: 
Männer, Frauen sowie Staatsangehörigkeit: Deutsche, Ausländer ge-
trennt ausweisen)?

Eine Aufteilung der Verweildauer im Notlagentarif nach § 153 VAG nach Ge-
schlecht sowie Staatsangehörigkeit oder eine Unterscheidung zwischen Selbst-
ständigen (und entsprechenden Untergruppen) und Angestellten ist nicht mög-
lich, da diese Daten nicht differenziert vorliegen. Die durchschnittliche Ver-
weildauer hat sich wie folgt entwickelt:
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24. Wie viele Privatversicherte (insgesamt), Selbständige (insgesamt), Selb-
ständige mit abhängig Beschäftigten sowie Solo-Selbständige befinden 
sich nach Kenntnis der Bundesregierung seit

a) weniger als einem Jahr,

b) einem bis unter zwei Jahren,

c) zwei bis unter drei Jahren,

d) drei bis unter vier Jahren,

e) vier bis unter fünf Jahren,

f) fünf Jahren oder länger

im Notlagentarif nach § 153 VAG (bitte nach Geschlecht: Männer, 
Frauen sowie Staatsangehörigkeit: Deutsche, Ausländer getrennt aus-
weisen)?

Eine Aufteilung in die geforderten Zeit-Cluster und nach Geschlecht ist nicht 
möglich. Die Zahlen der genannten Personengruppen im Notlagentarif nach 
§ 153 VAG stellen sich wie folgt dar (aufgeteilt auf die Zeiträume bis 6 Mo-
nate, 7 bis 12 Monate und über 12 Monate).
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25. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2005, 
2010, 2015 bis 2019 die Anzahl sowie der Anteil der

a) Erwerbsgründer (insgesamt),

b) Nebenerwerbsgründer,

c) Vollerwerbsgründer

entwickelt (bitte nach Geschlecht: Männer, Frauen sowie Staatsangehö-
rigkeit: Deutsche, Ausländer getrennt ausweisen)?

Die Frage wird mit Ergebnissen des Mikrozensus beantwortet. Zur Operationa-
lisierung von Gründungen wurde der gegenwärtige Erwerbsstatus mit dem Sta-
tus vor zwölf Monaten verglichen. Bei Selbstständigen, die zum Befragungs-
zeitpunkt seit höchstens zwölf Monaten selbstständig sind, wurde von einer 
Gründung ausgegangen. Die vom Statistischen Bundesamt ermittelten Werte 
sind in den Tabellen F25.1 und F25.2 im Anhang* aufgeführt. Werte für das 
Jahr 2019 liegen nicht vor.

26. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2005, 
2010, 2015 bis 2019 die Anzahl sowie der Anteil der

a) Selbständigen (insgesamt),

b) Selbständigen im Nebenerwerb,

c) Selbständigen im Vollerwerb

entwickelt, die ihre Selbständigkeit aufgegeben haben (bitte nach Ge-
schlecht: Männer, Frauen sowie Staatsangehörigkeit: Deutsche, Aus-
länder getrennt ausweisen)?

Das Ausscheiden von Selbständigen aus ihrer Tätigkeit wurde analog zum Vor-
gehen bei Frage 25 hergeleitet: Bei Nichtselbständigen, die zwölf Monate vor 
dem Befragungszeitpunkt selbstständig waren, wurde eine Beendigung selbst-
ändiger Tätigkeit erfasst. Die Gründe für die Beendigung sind bei diesem Vor-
gehen unerheblich und umfassen etwa neben mangelnder Wirtschaftlichkeit 
auch das Erreichen des Ruhestandsalters. Die vom Statistischen Bundesamt 
ermittelten Werte sind in der Tabelle F26 im Anhang* aufgeführt. Anteilswerte 
liegen aufgrund der schwierigen Abgrenzung der Grundgesamtheit nicht vor. 
Werte liegen für die Jahre bis 2018 vor.

* Von einer Drucklegung der Tabellen wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/17027 auf der Internet-
seite des Deutschen Bundestages abrufbar.

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 23 – Drucksache 19/17027



27. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2005, 
2010, 2015 bis 2019 die Anzahl sowie der Anteil der Selbstständigen 
(insgesamt), Selbständigen im Nebenerwerb sowie Selbständigen im 
Vollerwerb, die nach

a) weniger als einem Jahr,

b) einem bis unter zwei Jahren,

c) zwei bis unter drei Jahren,

d) drei bis unter fünf Jahren,

e) fünf bis unter sieben Jahren,

f) sieben bis unter zehn Jahren,

g) zehn Jahren bzw. mehr als zehn Jahren

ihre Selbständigkeit wieder aufgegeben haben (bitte nach Geschlecht: 
Männer, Frauen sowie Staatsangehörigkeit: Deutsche, Ausländer ge-
trennt ausweisen)?

Die angeforderten Angaben zur Anzahl und dem Anteil der Selbstständigen, 
die in einem bestimmten Jahr ihre Selbstständigkeit aufgegeben haben, unter-
gliedert nach Dauer der selbstständigen Tätigkeit, liegen in der gewünschten 
Abgrenzung nicht vor. Mit einer ähnlichen Fragestellung befasst sich der For-
schungsbericht 514 „Selbstständige Erwerbstätigkeit in Deutschland“ des Bun-
desministeriums für Arbeit und Soziales (BMAS) aus dem Jahr 2018, der auf 
den Internet-Seiten des BMAS unter https://www.bmas.de abrufbar ist. Refe-
renzjahre sind 2001, 2004, 2007, 2010 und 2013. Aufgrund der geringen Fall-
zahlen sind die Daten mit großen Unsicherheiten behaftet.

28. Wie hat sich ist nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2005, 
2010, 2015 bis 2019 die Anzahl sowie der Anteil der

a) Selbständigen (insgesamt),

b) Selbständigen mit abhängig Beschäftigten,

c) Solo-Selbständigen

entwickelt, gegen die ein Insolvenzverfahren eröffnet wurde (bitte nach 
Geschlecht: Männer, Frauen sowie Staatsangehörigkeit: Deutsche, Aus-
länder getrennt ausweisen)?

Angaben zu der Anzahl und den Anteilen der Selbständigen, Selbständigen mit 
abhängigen Beschäftigten und Solo-Selbständigen, gegen die ein Insolvenz-
verfahren eröffnet wurde, liegen nicht vor, da diese in der Insolvenzstatistik 
nicht gesondert erfasst werden.
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Es liegen aber Angaben zu der Anzahl der eröffneten Insolvenzverfahren von 
Einzelunternehmen und ehemals selbständig Tätigen vor. Diese Angaben sind 
in der Tabelle F28 für die Jahre 2005, 2010 und 2015 bis 2018 sowie für den 
Zeitraum von Januar bis Oktober 2019 beigefügt. Eine Untergliederung dieser 
Angaben nach Geschlecht oder Staatsangehörigkeit liegt nicht vor. Die An-
gaben für das gesamte Kalenderjahr 2019 werden voraussichtlich Mitte März 
2020 vorliegen.
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